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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25 . März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Durchführung koordinierter, 
jährlicher Erhebungen über die Tätigkeit der Industrie. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Durchführung koordinierter, jährlicher Erhebungen über die 

Tätigkeit der Industrie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission benötigt zur Erfüllung der ihr 
nach dem Vertrag obliegenden Aufgaben aktuelle 
und zwischenstaatlich vergleichbare statistische 
Unterlagen über die Struktur, die Bedeutung und 
die Entwicklung des produzierenden Gewerbes der 
Mitgliedstaaten. 

Die Kommission sah sich bereits anläßlich der 
Vorbereitung des Industriezensus von 1963 ver- 
anlaßt, die Regierungen der Mitgliedstaaten darauf 
hinzuweisen, daß die Entwicklung der Industriewirt- 
schaft in einem gemeinsamen Markt Mindestanfor- 
derungen an die statistische Information stellt, daß 
aber die in den einzelnen Mitgliedstaaten zur Ver- 
fügung stehenden Angaben unzureichend oder zu 
wenig vergleichbar sind, um als brauchbare Unter- 
lagen für ihre Arbeiten dienen zu können. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat in- 
zwischen bedeutende Integrationsfortschritte ge- 
macht; neue wirtschaftspolitische Schwerpunkte und 
Orientierungen erfordern Initiativen und Entschei- 
dungen auf der Grundlage eines aussagefähigen 
Zahlenmaterials, aber das statistische Instrumenta- 
rium für den Bereich des produzierenden Gewerbes 
ist an diese ökonomische Wirklichkeit noch immer 
nicht ausreichend angepaßt. 

Diese Unzulänglichkeiten erlauben es nicht, an- 
hand der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen- 
den Industriestatistiken, Informationen zusammen- 
zustellen, die als Grundlage für die Arbeiten der 
Kommission, namentlich auf den Gebieten der mit- 
telfristigen Wirtschaftspolitik, der Industriepolitik 
und der Wettbewerbspolitik dienen könnten. 

Bei den Mitgliedstaaten müssen vergleichbare 
Informationen über die industrielle Tätigkeit einge- 
holt werden können; es ist daher notwendig, Er- 
hebungen durchzuführen, die, was ihren Inhalt, den 
erfaßten Bereich, die Begriffe und Definitionen, die 
Methoden, die Untergliederungen nach industriellen 
Tätigkeiten und nach der Größe der statistischen Ein- 
heiten betrifft, koordiniert sind und die Erstellung 
eines Gefüges kohärenter statistischer Daten ermög- 
lichen, mit deren Hilfe die Lage und wirtschaftliche 

a) Die NAGE wurde im Jahre 1970 vom Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 


Entwicklung der einzelnen Industriezweige und 
deren Wachstumsmöglichkeiten oder Wachstums- 
schwierigkeiten analysierbar gemacht werden kön- 
nen. Diese Daten sollen ferner den Bedarf an stati- 
stischen Angaben für die Berechnung des Beitrags 
der Industrie und des Handwerks zum Sozialprodukt 
und für sonstige Arbeiten auf dem Gebiet der 
statistisch-volkswirtschaftlichen Synthese decken. 

Es sollte die Möglichkeit vorgesehen werden, 
diese Erhebungen insoweit zu ändern oder zu er- 
gänzen, als sich dies aufgrund der gewonnenen Er- 
fahrungen als notwendig erweist - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen in technischer Zusam- 
menarbeit mit der Kommission alle geeigneten Maß- 
nahmen für die Einholung von statistischen Jahres- 
daten zur Erstellung kohärenter Statistiken über die 
Struktur und die Produktionstätigkeit der Industrie 
in den Mitgliedstaaten. Die Daten werden erstmalig 
im Jahre 1971 über das Jahr 1970 erhoben werden. 

Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle industriellen 
Tätigkeiten, wie sie in der Allgemeinen Systematik 
der Wirtschaftszweige in den Europäischen Gemein- 
schaften (NACE) definiert sind^). Sie wird bei allen 
Unternehmen der Industrie und gegebenenfalls des 
Handwerks durchgeführt, die 20 und mehr Beschäf- 
tigte haben und deren Haupttätigkeit in eine der 
NACE-Gruppen fällt, welche die Industrie ein- 
schließlich der Energie- und Wasserwirtschaft sowie 
des Baugewerbes (NACE 1 bis 5) bezeichnen. 

Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten wer- 
den in Zeitabständen von nicht länger als fünf 
Jahren in die Befragungen einbezogen. Die Jahre, 
für welche die periodische Erweiterung des Er- 
hebungskreises stattfinden soll, werden von der 
Kommission im Einvernehmen mit den Mitgliedstaa- 
ten festgelegt. Bei den Unternehmen mit weniger als 
20 Beschäftigten kann die Erhebung im Stichproben- 
verfahren durchgeführt werden. 

Artikel 3 

Statistische Einheiten sind das Unternehmen und die 
fachliche Einheit sowie für die Zwecke der Regional- 
statistik auch die örtliche Einheit. Die statistischen 
Einheiten sind im Teil I der NACE definiert. 

Artikel 4 

Durch die Erhebung werden die in Anlage A, die 
integrierender Bestandteil dieser Richtlinie ist, auf- 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2085 


geführten Tatbestände erfaßt. Während des ersten, 
im Jahre 1971 beginnenden und zwei Jahre später 
endenden Zeitabschnittes bleibt die Aufnahme der 
zwischen Klammern angeführten Tatbestände in das 
Erhebungsprogramm fakultativ. Ab der Erhebung 
1973 über das Jahr 1972 holen die Mitgliedstaaten 
Daten über sämtliche in der Anlage A aufgeführten 
Tatbestände ein. 

Aus methodischen und erhebungstechnischen Grün- 
den wird unterschieden zwischen Unternehmen mit 
100 oder mehr Beschäftigten, Unternehmen mit 20 
bis 99 Beschäftigten und Unternehmen mit v/eniger 
als 20 Beschäftigten. 

Die Kommission legt mit den Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 1 die Modalitäten für die Anwendung der 
Liste der Tatbestände bei den Unternehmen mit 
weniger als 100 Beschäftigten fest. 

Für die drei nachstehend genannten Tatbestände 
sind ab der ersten Erhebung Angaben nach örtlichen 
Einheiten (Betrieben) einzuholen: 

■ — Anzahl der Besdiäftigten, insgesamt, jedoch ohne 
Heimarbeiter; 

- — gezahlte Bruttolöhne und -gehälter, einschließ- 
lich der an die auf der Lohnliste stehenden Heim- 
arbeiter gezahlten Entgelte; 

— Anlageinvestitionen, insgesamt. 

Diese letztere Angabe ergänzt die gemäß der Richt- 
linie des Rates Nr. 64/475/EWG vom 30. Juli 1964 
über die jährlich nach Unternehmen einzuholenden 
Investitionsdaten. 

Artikel 5 

Die Ergebnisse der Erhebung werden der Kommis- 
sion jährlich nach einem gemeinsamen Tabellenpro- 
gramm und in einer den dreistelligen Positionen der 
NAGE entsprechenden Untergliederung nach indu- 
striellen Tätigkeiten unter Beachtung der nationalen 
Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung von 
Statistiken übermittelt. 

Ausnahmen von dieser allgemeinen Regel über die 
Untergliederung nach Tätigkeiten und die Einzel- 


heiten der Darstellung der Ergebnisse einschließ- 
lich der Aufgliederungen nach der Größe der stati- 
stischen Einheiten sowie die Form, in welcher die 
Ergebnisse übermittelt werden müssen, werden von 
der Kommission im Einvernehmen mit den einzel- 
staatlichen statistischen Dienststellen festgelegt. 

Diejenigen Mitgliedstaaten, die für die Einholung 
und Aufbereitung der Angaben nicht die NAGE, 
sondern eine andere Wirtschaftszweigsystematik zu- 
grunde legen, müssen in diese alle Untergliederun- 
gen einführen, die notwendig sind, um eine ein- 
wandfreie Umschlüsselung der Ergebnisse von der 
angewendeten Systematik auf Ergebnisse nach der 
Gemeinschaftssystematik zu gewährleisten. 

Artikel 6 

Im Laufe des zweiten Zeitabschnittes sind im Rah- 
men dieser Jahreserhebungen die Mengenstatistiken 
über die Eingänge oder den Verbrauch von wich- 
tigen Rohstoffen und Zwischenerzeugnissen sowie 
über die Produktion und die Lagerbestände zu ko- 
ordinieren und zu entwickeln. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Vor- 
kehrungen, um die Erhebungs- und Aufbereitungs- 
zeiten auf ein Mindestmaß zu beschränken und die 
Ergebnisse dieser Statistiken der Kommission 
schnellstens zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie kann aufgrund der gewonnenen Er- 
fahrungen den Erfordernissen entsprechend abge- 
ändert oder ergänzt werden. 

Artikel 9 

Die den Mitgliedstaaten durch die Erhebung ent- 
stehenden Kosten bleiben zu Lasten der Haushalts- 
pläne der Mitgliedstaaten. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage A 

Tatbestände für die Einholung von Angaben nach Unternehmen 

und Angaben nach fachlichen Einheiten (F. E.) 


Kenn- 

ziffer 

Tatbestände 

Fragen für 
das Unter- ! die 

nehmen j F. E. 

1 

Zahl der Beschäftigten, insgesamt 

-X- 


1.1 

Tätige Inhaber und mithelfende Familienangehörige 

VT 

— 

1.2 

Lohn- und Gehaltsempfänger, insgesamt 


-X- 

1.21 

Arbeiter, einschließlich gewerbliche Lehrlinge 

* 

X- 

1.21.1 

darunter Frauen 

* 

— 

1.22 

Angestellte, einschließlich kaufmännische und technische 


'X- 

1.22.1 

Lehrlinge 
darunter: Frauen 

vr 



2 

Zahl der im Laufe des Jahres von den Arbeitern und gewerblichen 

— 

(-X-) 

3 

Lehrlingen geleisteten normalen und Überstunden 

Personalausgaben, insgesamt 

-X- 


3.1 

Gezahlte Bruttolöhne und -gehälter, außer den Löhnen für Heim- 
arbeiter 


(*) 

3.2 

Den auf der Lohnliste stehenden Heimarbeitern gezahlte Löhne 

•X” 

(") 

3.3 

Beiträge der Arbeitgeber zur Sozialversicherung 

-X- 

(*) 

3.4 

Freiwillige Sozialleistungen und sonstige Personalausgaben i 

V- 

(-X-) 

4 

Umsatz, insgesamt 


— 

4.1 

Umsatz aus eigenen Erzeugnissen und Erlöse aus industriellen 
Dienstleistungen für Dritte (Lohnarbeiten usw.) 



4.11 

darunter: Erlöse aus industriellen Dienstleistungen (Lohn- 
arbeiten usw.) 

(*) 

(*) 

4.2 

Umsatz in Handelsware 

-X- 

— 

4.3 

Umsatz aus nicht-industriellen Nebengeschäften 


— 

5 

Interne Lieferungen von Zwischenerzeugnissen und interne Dienst- 
leistungen: Wert der Lieferungen von Rohstoffen und Zwischen- 
erzeugnissen, wie auch der Dienstleistungen, von einer F. E. an 
eine andere F. E. des Unternehmens 



6 

Interne Lieferungen von Sachanlagen: Wert der von einer F. E. 
erstellten (oder gebauten) und an eine andere F. E. des Unter- 
nehmens gelieferten Investitionsgüter 

i - 
1 

X- 

7 

7.1 

i Lagerbestände an Fertigerzeugnissen aus eigener Produktion, an 
halbfertigen und in Fertigung befindlichen Erzeugnissen: 

— am Anfang des Kalender- (oder Geschäfts-)jahres 


! (-) 

7.2 

— am Ende des Kalender- (oder Geschäfts-)jahres 

i 

(-) 

7.3 

— Veränderung, plus oder minus 

•X“ 

(..) 

8 

8.1 

Lagerbestände an Handelsware: 

— am Anfang des Kalender- (oder Geschäfts-)] ahres 

1 

i 

8.2 

— am Ende des Kalender- (oder Geschäfts-)jahres 


i — 

8.3 

— Veränderung, plus oder minus 

i ^ 

j — 

9 

Wert der vom Unternehmen mit seinem eigenen Personal und für 
Eigengebrauch erstellten Anlagegüter und der vom Unternehmen 
selbst durchgeführten Großreparaturen 


1 
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Kenn- 

ziffer 

Tatbestände 

Fragen für 
das Unter- die 

nehmen F. E. 

10 

Wert der von der F. E. mit seinem eigenen Personal und für Eigen- 
gebrauch erstellten Anlagegüter und der von der F. E. selbst 
durchgeführten Großreparaturen 


(“) 

11 

11.1 

Käufe bzw. Bezüge von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, Zwischen- 
erzeugnissen, Energie und kleinen Werkzeugen, die nicht als 
Anlagegüter betrachtet werden: 

Käufe von fremdbezogenen Stoffen 


X' 

11.2 

Wert der Rohstoffe usw., die von anderen F. E. des Unterneh- 
mens bezogen wurden 


(*) 

12 

12.1 

Wert der vergebenen Lohnarbeiten: 

— von Dritten ausgeführte Lohnarbeiten 


‘X' 

12.2 

— von anderen F. E. des Unternehmens ausgeführte Lohn- 
arbeiten 


(*) 

13 

Aufwendungen für den Kauf von Handelsware 

VC* 

— 

14 

14.1 

Lagerbestände an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, Zwischenerzeug- 
nissen und Energie: 

— am Anfang des Kalender- (oder Geschäfts-)] ahres 


(*) 

14.2 

— am Ende des Kalender- (oder Geschäfts-)jahres 


(-X-) 

14.3 

— Veränderung, plus oder minus 

_v. 

(^) 

15 

Wert der sonstigen nicht-industriellen Vorleistungen, insgesamt 

'X* 

— 

15.1 

Aufwendungen für gemietete Ausrüstungsgüter („Leasing") 

-X- 

(«-) 

15.2 

Aufwendungen für gemietete Industriegebäude 

vr 

— 

15.3 

Gezahlte Versicherungsprämien 

-X- 

— 

15.4 

Bankspesen 


— 

15.5 

Aufwendungen für sonstige nicht-industrielle Vorleistungen 

-X- 

— 

16 

Indirekte Steuern, insgesamt 

-X- 

— 

16.1 

Mehrwertsteuer, sonstige Umsatzsteuern und Verbrauchsteuern 

•X- 

(«') 

16.11 

Mehrwertsteuer und sonstige Umsatzsteuern 

I ’X- 

(X-) 

16.12 

Verbrauchsteuern 

! .j.j. 

{*) 

16.2 

Sonstige indirekte Steuern 



17 

Subventionen für die laufende Produktion 

Vi- 

(^) 
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Begründung 


1. Die Kommission benötigt für ihre Arbeiten auf 
den Gebieten der Industriepolitik und der mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik ein Gefüge statisti- 
scher Informationen, mit dessen Hilfe insbeson- 
dere die Lage und wirtschaftliche Entwicklung 
der Industriezweige, ihre Produktionstätigkeit, 
ihre Wachstumsmöglichkeiten oder Wachstums- 
schwierigkeiten analysierbar gemacht werden 
können; auch sollen diese Informationen die Be- 
obachtung der industrie-wirtschaftlichen Ver- 
flechtung in der Gemeinschaft und deren Folgen 
ermöglichen. 

2. Obwohl jeder einzelne Mitgliedstaat über be- 
stimmte industriestatistische Grundlagen verfügt, 
sind diese wegen ihrer jeweils besonderen Aus- 
richtung und der unterschiedlichen Erfassungs- 
kreise, Methoden, Periodizitäten, der ange- 
wandten Definitionen und Wirtschaftszweig- 
systematiken von Land zu Land kaum vergleich- 
bar, was auf Gemeinschaftsebene zu beachtlichen 
Informationslücken führt. 

3. Die Unzulänglichkeit des statistischen Instrumen- 
tariums für die Industrie wurde besonders stark 
empfunden bei der Ausarbeitung des Memo- 
randums der Kommission an den Rat über die 
Industriepolitik der Gemeinschaft. So erwies es 
sich z. B. als schwierig, die ökonomische Lage der 
Industrie in der Gemeinschaft, deren Strukturen, 
deren Wettbewerbsfähigkeit gegenüber derjeni- 
gen anderer stark industrialisierter Länder, rich- 
tig zu beurteilen. Um die Industriepolitik der Ge- 
meinschaft auf sicheren Grundlagen zu gestalten, 
erscheint es daher als wesentlich, die Gemein- 
schaft mit einem eine zureichende Vergleichbar- 
keit der Angaben für die einzelnen Mitglied- 
staaten garantierenden Instrumentarium an de- 
taillierten Industriestatistiken zu versehen. 

4. Die mit Priorität zu erfragenden Tatbestände 
sind diejenigen, die es erlauben, die Verände- 


rungen in der Industriestruktur zu verfolgen so- 
wie diejenigen, die eine jährliche Errechnung der 
von jedem einzelnen Industriezweig jedes Mit- 
gliedstaates erzielten Bruttowertschöpfung zu 
Faktorkosten ermöglichen. Hinzu kommen außer- 
dem einige Regionalangaben. 

5. Der Unterausschuß für jährliche und kurzfristi- 
gere Industriestatistiken, der aufgrund eines Be- 
schlusses der Kommission vom 29. Juli 1959 beim 
Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten geschaffen wurde und sich aus Vertretern 
der nationalen statistischen Ämter und zustän- 
digen Ministerien sowie der nationalen Erzeuger- 
verbände zusammensetzt, hat die Mittel und 
Wege geprüft, die in den sechs Mitgliedstaaten 
zur Schaffung eines industriestatistischen Instru- 
mentariums führen sollen, welches die Gemein- 
schaftsbedürfnisse berücksichtigt und die am 
ernsthaftesten empfundenen Lücken zu schließen 
vermag. 

(3. Die Statistiken, wie sie sich aus dem vorliegen- 
den Vorschlag einer Richtlinie ergeben, werden 
den Gemeinschaftsinstitutionen, den Regierungs- 
dienststellen sowie der Industrie der Mitglied- 
staaten eine zureichende Grundlage für die Be- 
obachtung von industriellen Strukturwandlungen 
und für Studien über die Entwicklung der einzel- 
nen Industriezweige und über die Verflechtung 
der Industriewirtschaft der Mitgliedstaaten lie- 
fern. Dadurch können sowohl im Rahmen einer 
allgemeinen, als auch im Rahmen einer auf be- 
stimmte Sektoren gerichteten Indiistriepolitik, 
mit größerer Sicherheit diejenigen Maßnahmen 
formuliert werden, wmlche die nötigen Umstruk- 
turierungs- und Anpassungsprozesse der Indu- 
strien der Gemeinschaft fördern sollen. 

7. Dieses Ziel verfolgt die vorliegende Richtlinie, 
deren Annahme die Kommission dem Rat vor- 
schlägt. 
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